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Empfehlung fur eine
EMPFEHLUNG DES RATES

zum nationalen Reformprogramm Litauens 2016

mit einer Stellungnahme des Rates zum Stabilitatsprogramm Litauens 2016

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestutzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 2,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der EntschlieRungen des Europaischen Parlaments®,
unter Bertcksichtigung der Schlussfolgerungen des Europdischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéaftigungsausschusses,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses flr Sozialschutz,

nach Stellungnahme des Ausschusses flr Wirtschaftspolitik,

in Erwégung nachstehender Grinde:

Q) Am 26. November 2015 nahm die Kommission den Jahreswachstumsbericht* an, mit
dem das Europdische Semester der wirtschaftspolitischen Koordinierung 2016
eingeleitet wurde. Die Prioritdten des Jahreswachstumsberichts wurden am
17./18. Mérz 2016 vom Europdischen Rat gebilligt. Am 26. November 2015 nahm
die Kommission auf der Grundlage der Verordnung (EU) Nr.1176/2011 den
Warnmechanismus-Bericht® an, in dem sie Litauen nicht als einen der
Mitgliedstaaten nannte, fir die eine eingehende Uberpriifung durchzufiihren sei. Am
selben Tag nahm die Kommission auch eine Empfehlung fiir eine Empfehlung des
Rates zur Wirtschaftspolitik des Euro-Wahrungsgebiets® an. Diese Empfehlung
wurde am 18./19. Februar 2016 vom Européischen Rat gebilligt und am 8. Mérz
2016 vom Rat verabschiedet. Als Land, dessen Wahrung der Euro ist, und angesichts
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der engen Verflechtungen zwischen den Volkswirtschaften in der Wirtschafts- und
Wahrungsunion sollte Litauen die vollstdndige und fristgerechte Umsetzung der
Empfehlungen sicherstellen.

Der Landerbericht Litauen’ wurde am 26. Februar 2016 verdffentlicht. Darin wurden
die Fortschritte Litauens bei der Umsetzung der landerspezifischen Empfehlungen
vom 14, Juli 2015 und bei der Verwirklichung der nationalen Ziele im Rahmen von
Europa 2020 bewertet.

Am 29. April 2016 Ubermittelte Litauen sein nationales Reformprogramm 2016 und
sein Stabilitatsprogramm 2016. Um wechselseitigen Zusammenhéngen Rechnung zu
tragen, wurden beide Programme gleichzeitig bewertet.

Die einschldgigen  l&nderspezifischen  Empfehlungen  wurden  bei  der
Programmplanung der Europdischen Struktur- und Investitionsfonds fir den
Zeitraum 2014-2020 beriucksichtigt. Gemall Artikel 23 der Verordnung (EU)
Nr. 1303/2013 kann die Kommission einen Mitgliedstaat zur Uberarbeitung seiner
Partnerschaftsvereinbarung und der jeweiligen Programme und zur Unterbreitung
von Anderungsvorschlagen auffordern, wenn dies fiir die Férderung der Umsetzung
der einschldgigen Empfehlungen des Rates notwendig ist. In den Leitlinien fir die
Anwendung von MaRnahmen zur Schaffung einer Verbindung zwischen der
Wirksamkeit der européischen Struktur- und Investitionsfonds und der
ordnungsgemaRen wirtschaftspolitischen Steuerung® hat die Kommission erlautert,
wie sie diese Bestimmung anzuwenden gedenkt.

In seinem Stabilitdtsprogramm 2016 hat Litauen fur das Jahr 2017 eine
voribergehende Abweichung vom erforderlichen Anpassungspfad in Richtung auf
das mittelfristige Ziel in Hohe von 0,6 % des BIP beantragt, um umfangreichen
strukturellen Reformen mit positiven Auswirkungen auf die langfristige
Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen Rechnung zu tragen. In Erwartung einer
endgultigen Einigung herrscht nach wie vor jedoch Ungewissheit tber die konkreten
MafRnahmen sowie Uber deren Umsetzung. Litauen verfligt zwar tber ausreichenden
haushaltspolitischen Spielraum fiir eine voriibergehende Abweichung, doch scheint
das Zulassungskriterium in Bezug auf die Durchfihrung der Reform und die
Strukturreformklausel nicht erfullt. Zudem ist es derzeit nicht mdglich, die
Plausibilitat der von der Regierung erwarteten Auswirkungen der Reform zu prifen.
Die Auswirkungen dieser Reformen haben sich daher noch nicht in der
erforderlichen Anpassung in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel fur 2017
niedergeschlagen.

Litauen unterliegt derzeit der praventiven Komponente des Stabilitats- und
Wachstumspakts. In ihrem Stabilitdtsprogramm 2016 plant die Regierung eine
Verbesserung des Gesamtsaldos von einem Defizit von 0,8 % des BIP im Jahr 2016
zu einem Uberschuss von 0,9 % des BIP im Jahr 2019. Der strukturelle Saldo durfte
sich 2016 vorlbergehend verschlechtern, im Jahr 2017 das mittelfristige
Haushaltsziel eines strukturellen Defizits von 1 % des BIP erreichen und danach uber
diesem Ziel liegen. Im Anpassungspfad ist die Rentenreform von 2016
berticksichtigt, nicht jedoch die geplante Strukturreform des Jahres 2017. Laut
Stabilitatsprogramm soll die Schuldenguote von 39,9 % des BIP im Jahr 2016 auf
35,7% des BIP 2019 sinken. Das diesen Projektionen zugrunde liegende
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makrotkonomische Szenario ist plausibel. Die zur Untermauerung der geplanten
Defizitziele ab 2018 erforderlichen MaRnahmen wurden noch nicht ausreichend
spezifiziert. Auf der Grundlage der Friihjahrsprognose 2016 der Kommission dirfte
der strukturelle Haushaltssaldo im Jahr 2016 bei -1,2 % des BIP und damit in der
Né&he des mittelfristigen Haushaltsziels und im Jahr 2017 bei -0,8 % des BIP und
somit Uber dem mittelfristigen Haushaltsziel liegen. Ausgehend von seiner
Bewertung des Stabilitdtsprogramms und unter  Berlicksichtigung der
Fruhjahrsprognose 2016 der Kommission ist der Rat der Auffassung, dass Litauen
die Bestimmungen des Stabilitats- und Wachstumspakts voraussichtlich erfullt.

Die Bevolkerungsalterung, eine schlechte Gesundheitsversorgung und die
signifikante Nettoemigration haben zu einem Rickgang der Erwerbsbevolkerung
gefiihrt, der das Wachstumspotenzial Litauens beeintrdchtigen und letztlich den
kiinftigen Konvergenzpfad geféahrden konnte; dies schafft auch Risiken beziiglich der
Tragfahigkeit der Renten- und Langzeitpflegesysteme. Bis 2030 wird ein
kumulativer Verlust von 35 % der Erwerbsbevilkerung erwartet. Wenn es nicht
gelingt, diesen Trend umzukehren, drohen Gefahren beziglich einer Verknappung
geeigneter  Arbeitskrafte  sowie der  Nachhaltigkeit des langfristigen
Wirtschaftswachstums und der Sozialversicherungssysteme, insbesondere des
Rentensystems.

Die aktuellen demografischen Entwicklungen in Litauen unterstreichen die
Notwendigkeit einer umfassenden Rentenreform zur Bewaltigung von Risiken im
Zusammenhang mit der mittelfristigen Tragfahigkeit und Angemessenheit des
derzeitigen Rentensystems. Litauen ist eines der EU-Lander mit der hdchsten
Altersarmut. Es gibt aktuell keinen Indexierungsmechanismus fir die staatlichen
Renten, und die Ausgaben fiir Sozialversicherungsrenten sind relativ gering. Plane
zur Einflhrung einer Indexierung, zur Kopplung des Renteneintrittsalters an die
Lebenserwartung nach 2026 und fiir eine solidere Finanzierung der grundlegenden
Komponente der Sozialversicherungsrente wurden von der Regierung bisher noch
nicht verabschiedet.

Die litauische Gesundheitsversorgung ist eine der schlechtesten in der Européischen
Union. So ist die Mortalitatsrate der Bevolkerung im Alter zwischen 20 und 64
Jahren die hochste in der EU, was sich deutlich auf das Arbeitskréftepotenzial und
die Arbeitsproduktivitat auswirkt. Zu bemangeln sind im Gesundheitssystem unter
anderem der dufRerst hohe Anteil der stationdren Behandlung und die niedrigen
Ausgaben fur Préavention und Offentliches Gesundheitswesen. Der negative
demografische Trend muss angegangen werden.

Litauen muss die Investitionen in das Humankapital erhthen, um einigen der
negativen Auswirkungen der schrumpfenden Erwerbsbevélkerung entgegenzuwirken
und den Ubergang zu einer Wirtschaft mit hoherem Mehrwert zu fordern. Trotz der
Verbesserungen beim Bildungsniveau gibt es einen hohen Anteil von Schilerinnen
und Schilern mit unzureichenden Grundkenntnissen. Deshalb sollten die
Bemilhungen um einen qualitativ hochwertigen Unterricht fortgesetzt werden, um
das Problem der unterdurchschnittlichen Leistungen und die Bildungsmangel
anzugehen. Auch an den Hochschulen bestehen Schwachstellen bezuglich der
Qualitat der Lehre und der Fahigkeit, zu Innovation beizutragen. Die anhaltend
schwache Beteiligung an Malnahmen der Erwachsenenbildung untergrdbt die
Bemilhungen um eine bessere Qualitat des Humankapitals und die Erhéhung der
Produktivitat. Es gibt bereits Anzeichen fir neu entstehende Qualifikationsdefizite in
bestimmten Wirtschaftszweigen, die in Zukunft noch dringlicher werden dirften.

DE



DE

(11)

(12)

(13)

Das starke Lohnwachstum und ein verlangsamtes Produktivitatswachstum kénnen
die Kostenwettbewerbsfahigkeit schwachen. Daher ist es wichtig, der Bildung mehr
Arbeitsmarktrelevanz  zu  verschaffen,  Struktur und  Finanzierung des
Bildungssystems zu optimieren, Strategien fur lebenslanges Lernen zu entwickeln
sowie Ausrichtung und Wirksamkeit der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu verbessern.
Litauen hat Schritte unternommen, um seine aktive Arbeitsmarktpolitik und andere
Unterstutzungsleistungen fur Arbeitsuchende zu verbessern, doch koénnten die
einschlagigen Malinahmen noch besser auf Zielgruppen wie Langzeitarbeitslose und
Personen, denen die erforderlichen Qualifikationen fehlen, ausgerichtet werden. Die
Ausgaben fur eine wirksame Arbeitsmarktpolitik sind nach wie vor begrenzt und die
Netze der sozialen Sicherheit in Litauen nur schwach entwickelt. Rund 27 % der
litauischen Bevolkerung sind von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht, die
Einkommensungleichheit ist eine der hdchsten in der EU. Die litauische Regierung
mochte bei Arbeitslosengeld und Sozialhilfe den Erfassungsgrad verbessern und die
Leistungen auf ein angemessenes Niveau anheben, die einschlagigen
Rechtsvorschriften wurden jedoch noch nicht erlassen.

Eine umfassende Uberarbeitung des Arbeitsrechts und des Sozialmodells wird
derzeit im Parlament diskutiert. Angestrebt werden mehr Flexibilitat in den
Arbeitsmarktbeziehungen und mehr Sicherheit, doch mussen die einschlagigen
Rechtsvorschriften noch erlassen werden. Wichtig ist, dass die Sozialpartner in die
Umsetzung der Reform einbezogen werden und ein intensiverer sozialer Dialog
stattfindet.

Die Investitionstatigkeit hat sich seit Beginn der Wirtschaftskrise langsam erholt und
wird in den kommenden Jahren durch die Struktur- und Investitionsfonds der EU
unterstitzt. Allerdings haben Einsatz und Verbreitung neuer Technologien noch
nicht ihren Weg in die gesamte Wirtschaft gefunden und ist die Innovationsleistung
eher schwach, was das Produktivitdtswachstum hemmt. Auch die privaten
Investitionen in Forschung und Innovation kommen nicht in Schwung, was
maoglicherweise auf unzureichende Anreize fur Forschung und Innovation in der
Wirtschaft und fur die Zusammenarbeit zwischen 6ffentlichem und privatem Sektor
zuruckzufihren ist. Eine Starkung der privaten Investitionen kdnnte die Risiken
mindern, die sich im Bereich Forschung und Innovation aus der Abhangigkeit der
offentlichen Investitionen von den Struktur- und Investitionsfonds der EU ergeben.
Der tertidre Bildungsbereich zeigt qualitative Schwachen und tragt wenig zur
Innovation bei; eine Zusammenarbeit mit auslandischen Hochschulen und
Forschungszentren erfolgt nur in begrenztem Umfang. Das Forschungs- und
Innovationssystem ist fragmentiert und durch Uberschneidungen und Doppelarbeit
charakterisiert. Dadurch schafft Litauen es nicht, bei seinen Forschungs- und
Entwicklungskapazitaten die kritische Masse zu erreichen, die mehr innovatives
Wissen ermdglichen wirde. Es missen mehr Anreize fur Innovation und fur die
Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Industrie gesetzt werden, indem unter
anderem stérker in die Entwicklung des Humankapitals investiert wird. Dies konnte
auch zu einem starkeren Technologietransfer in die Realwirtschaft beitragen. Die
litauischen Unternehmen sind nur in beschranktem MaRe in der Lage, externes
Wissen zu absorbieren und gewerblich zu nutzen; eine Steigerung dieser Kapazitaten
kame der Innovation zugute.

Im Rahmen des Europdischen Semesters hat die Kommission die Wirtschaftspolitik
Litauens umfassend analysiert und diese Analyse im Léanderbericht 2016
verOffentlicht. Sie hat auch das Stabilitdtsprogramm und das nationale
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Reformprogramm sowie die Manahmen zur Umsetzung der an Litauen gerichteten
Empfehlungen der Vorjahre bewertet. Dabei hat sie nicht nur deren Relevanz fir eine
auf Dauer tragfahige Haushalts-, Sozial- und Wirtschaftspolitik in Litauen
beriicksichtigt, sondern angesichts der Notwendigkeit, die wirtschaftspolitische
Steuerung der EU insgesamt durch auf EU-Ebene entwickelte VVorgaben fir kiinftige
nationale Entscheidungen zu verstarken, auch deren Ubereinstimmung mit EU-
Vorschriften und -Leitlinien beurteilt. Thre Empfehlungen im Rahmen des
Europdischen Semesters spiegeln sich in den nachstehenden Empfehlungen 1 bis 3
wider.

Vor dem Hintergrund dieser Bewertung hat der Rat das Stabilitdtsprogramm
Litauens gepriift; seine Stellungnahme® hierzu spiegelt sich insbesondere in der
nachstehenden Empfehlung 1 wider —

EMPFIEHLT, dass Litauen 2016 und 2017

1.

sicherstellt, dass die Abweichung vom mittelfristigen Haushaltsziel nicht tiber die im
Zusammenhang mit der Rentenreform in den Jahren 2016 und 2017 zugestandene
Abweichung hinausgeht; die Steuerbelastung von Geringverdienenden durch
Verlagerung der Steuerlast auf andere weniger wachstumsschadliche Quellen
verringert und, insbesondere im Bereich der Mehrwertsteuer, MalRnahmen zur
Verbesserung der Steuermoral ergreift;

die Investitionen in Humankapital erhéht und Qualifikationsdefizite angeht, indem es
die Arbeitsmarktrelevanz der Bildung erhoht, die Qualitat der Ausbildung verbessert
und eine aktivere  Arbeitsmarktpolitik, einschlielich  MaBnahmen der
Erwachsenenbildung, verfolgt; die Rolle des sozialen Dialogs starkt; die
Leistungsfahigkeit des Gesundheitssystems durch Forderung der ambulanten
Behandlung, der Pravention und der Gesundheitsforderung verbessert; den
Erfassungsgrad und die Angemessenheit von Arbeitslosenunterstitzung und
Sozialhilfe verbessert;

MaRnahmen zur Steigerung der Produktivitdt und zur Férderung von Einsatz und
Verbreitung neuer Technologien in der gesamten Wirtschaft ergreift; die
Koordinierung der Innovationspolitik verbessert und private Investitionen, unter
anderem durch Entwicklung alternativer Finanzierungsformen, fordert.

Geschehen zu Brussel am [...]

Im Namen des Rates
Der Prasident

Gemal Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.
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	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

